Rechtsprechung Angebot, Vertrag, Honorar

	Die nachfolgende Zusammenstellung von Rechtsprechung und Verwaltungshinweisen zu speziellen Steuerfragen im Bereich Honorar soll eine Arbeitshilfe für die Erstberatung und eine Recherchehilfe für die individuelle gutachtliche Beurteilung im jeweiligen Beratungsfall sein. Die Anordnung erfolgt in zeitlicher Reihenfolge, wobei jeweils die neuesten Quellen hinten stehen. Das bedeutet keine Stellungnahme zur aktuellen Rechtslage oder dass ein neueres Urteil „besser“ oder aktueller ist als ein älteres: Wie jeder Fachmann weiß, kann ein Finanzgerichtsurteil jederzeit durch eine BFH-Rechtsprechung überholt sein und ein BFH-Urteil durch eine Verwaltungsregelung (Nichtanwendungserlass) oder auch durch eine rückwirkende Gesetzesänderung im konkreten Anwendungsfall nicht anwendbar sein.

	Für Korrekturen, ergänzende Hinweise und Anregungen sind die Autoren dankbar!


	Rechtsprechung
	Vermittlung von Verträgen
„Weist ein Steuerberater Vertriebsunternehmen oder Initiatoren von Bauherren-Modellen Interessenten am Erwerb von Eigentumswohnungen nach oder vermittelt er Verträge, die auf den Erwerb von Eigentumswohnungen gerichtet sind, so führen die aus dieser Tätigkeit aufgrund von Zahlungen der Vertriebsunternehmen oder Initiatoren erzielten Gewinne zu Einkünften aus Gewerbebetrieb.“
	BFH, Urt. v. 09.08.1983 – VIII R 92/83

	Rechtsprechung
	Kostenlose Erstberatung berufswidrig

Berufswidrig ist das Angebot eines Steuerberaters und Wirtschaftsprüfers, eine kostenlose dreistündige Erstberatung („kleine AG anstatt einer GmbH“) durchzuführen. Der Steuerberater verstößt hier gegen § 57 Abs. 1, 2, § 57a StBerG. Da hier im Zusammenhang mit der Beratung auch die Unterlagen des Interessenten geprüft und im Einzelfall auch besprochen werden müssen, liegt somit eine konkludente Auftragserteilung für eine solche Prüfung durch den Interessenten vor. Diese Prüfung muss nach der StB-GebV abgerechnet und honoriert werden.
	LG Düsseldorf, Urt. v. 03.12.1999 – 45 StL 12/97

	Rechtsprechung
	Honorarhöhe bei Existenzgründungsberatung
Eine Mittelgebühr von 200 DM/Stunde ist bei einer steuerlichen Beratung im Rahmen einer Existenzgründung mit Planrechnung angemessen. Für diese Tätigkeit ist eine Gebühr außerhalb der StBGebV möglich, da die betriebswirtschaftliche Beratung davon nicht erfasst wird.
	AG Mühlheim, Urt. v. 04.04.2000 – 19 C 133/99

	Rechtsprechung
	Honorar eines Steuerberaters in Form von GmbH-Anteilen als notwendiges Betriebsvermögen des Steuerberaters

Leitsatz: 

Sollen Honoraransprüche eines Steuerberaters in der Weise erfüllt werden, dass er Anteile an einer GmbH erwirbt, um diese Anteile später, nachdem ihr Wert verabredungsgemäß durch verbilligten Erwerb von Betriebsvermögen der GmbH gesteigert worden ist, wieder zu veräußern, so gehören die GmbH-Anteile zum notwendigen Betriebsvermögen des Steuerberaters.
	BFH, Urt. v. 01.02.2001 – IV R 57/99



	Praxishinweis
	GmbH-Beteiligung kann ausnahmsweise notwendiges Betriebsvermögen eines Steuerberaters sein

1. Die Entlohnung eines Freiberuflers braucht nicht in bar zu erfolgen. Sie kann ebenso in der Übertragung von Sachen und Rechten bestehen. Die erworbenen Wirtschaftsgüter werden grundsätzlich automatisch Betriebsvermögen des Freiberuflers, es sei denn, sie könnten nur privat genutzt werden (Beispiel: kostenlose Weltreise). Zwar gibt es nach der Rechtsprechung des BFH Einschränkungen für den Umfang des Betriebsvermögens von Freiberuflern. Es können nur Gegenstände dazu gehören, die dem Charakter des freien Berufs nicht wesensfremd sind. Als wesensfremd werden insbesondere Beteiligungen an Kapitalgesellschaften angesehen. Diese Einschränkung gilt aber nicht für Hilfsgeschäfte zur Haupttätigkeit. Um ein solches Hilfsgeschäft handelt es sich, wenn zur Erfüllung der Honorarforderung ein Wirtschaftsgut übertragen wird.

2. Der entschiedene Fall weist die Besonderheit auf, dass der Freiberufler die Beteiligung an einer Kapitalgesellschaft ggf. gegen Zahlung des Nennwerts erworben hat. Er hätte sie dann nicht als Honorar erhalten. Trotzdem sieht der BFH darin ein Hilfsgeschäft, wenn dem Freiberufler auf diesem Weg die Teilnahme an einer geplanten Wertsteigerung der Kapitalanteile ermöglicht werden soll. Die Versteuerung des dadurch entstehenden Gewinns lässt sich also auch dann nicht vermeiden, wenn die Beteiligung nicht schon nach § 17 EStG steuerverstrickt ist. Konsequenz ist allerdings zugleich, dass eine unplanmäßige Wertminderung der Anteile zu einem betrieblichen Verlust führt.
	Praxishinweis zu BFH, Urt. v. 01.02.2001 – IV R 57/99: Kurzbeitrag v. 15.08.2001, Verlag für Deutsche Steuerberater (Lexinform; Dok-Nr. 0352091)

	Rechtsprechung
	Geldwäsche 

„Ein Strafverteidiger, der Honorar entgegennimmt, von dem er weiß, dass es aus einer Katalogtat i.S.v. § 261 Abs. 1 S. 2 StGB herrührt, kann sich wegen Geldwäsche strafbar machen.“
	BGH, Urt. v. 04.07.2001 – 2 StR 513/00

	Rechtsprechung
	Erfolgshonorar bei Personalberater = Indiz für Gewerblichkeit

„Wird ein als Personalberater tätiger Diplom-Kaufmann dafür honoriert, dass er seinen Auftraggebern von ihm ausgesuchte Kandidaten für eine zu besetzende Stelle vermittelt, übt er insoweit eine gewerbliche und nicht eine freiberufliche Tätigkeit aus.“
	BGH, Urt. v. 19.09.2002 – IV R 70/00

	Rechtsprechung
	GmbH-Beteiligung als Betriebsvermögen

Leitsatz:

1. Eine Beteiligung gehört dann zum notwendigen Betriebsvermögen, wenn sie unmittelbar für eigenbetriebliche Zwecke genutzt wird.

2. Eine Beteiligung kann auch dann Betriebsvermögen sein, wenn ein Steuerpflichtiger sie als Betriebseinnahme anstelle eines Honorars erhält.

3. Die Möglichkeit, sich an einer GmbH zu beteiligen, kann eine betrieblich veranlasste Gegenleistung für die im Rahmen eines Einzelunternehmens ausgeübte Tätigkeit „Allgemeine Unternehmensberatung wie Immobilienkonzeptionen“ sein.
	BFH, Urt. v. 15.10.2003 – XI R 39/01

	Rechtsprechung
	Zustimmungsbedürftigkeit eines Beratungsvertrages zwischen einer AG und einem Mitglied des Aufsichtsrats; Rechte der Gesellschaft auf Rückgewähr der Beratungsvergütung

a) Ein Beratungsvertrag zwischen einer Aktiengesellschaft und einem Unternehmen, dessen alleiniger Gesellschafter und Geschäftsführer ein Mitglied ihres Aufsichtsrats ist, fällt in den Anwendungsbereich der §§ 113, 114 AktG.

b) Ein Vertrag, nach dem das Aufsichtsratsmitglied einer Aktiengesellschaft oder ein von ihm beherrschtes Unternehmen die Gesellschaft „in betriebswirtschaftlichen und steuerrechtlichen Fragen beraten“ soll, verstößt mangels Abgrenzung gegenüber der Organtätigkeit des Aufsichtsrats gegen § 113 AktG und ist daher einer Zustimmung durch den Aufsichtsrat als Gesamtorgan gemäß § 114 Abs. 1 AktG nicht zugänglich (Fortführung von BGHZ 114, 127; 126, 340, 344 ff.).

c) Der aktienrechtliche Anspruch der Gesellschaft auf Rückgewähr der Beratungsvergütung gemäß § 114 Abs. 2 Satz 1 AktG greift auch im Fall eines gegen § 113 AktG verstoßenden Beratungsvertrages ein und besteht gegenüber dem betreffenden Aufsichtsratsmitglied auch dann, wenn der Vertrag mit einem von ihm beherrschten Unternehmen abgeschlossen worden ist. 
	BGH, Urt. v. 03.07.2006 – II ZR 151/04

	Rechtsprechung
	Wirksamkeit eines Beratungsvertrages mit einem Unternehmen, an dem ein Aufsichtsratsmitglied beteiligt ist, als Voraussetzung der Rückgewähr der Vergütung

a) §§ 113, 114 AktG betreffen auch den Fall, dass die Aktiengesellschaft mit einem Unternehmen einen (Beratungs-)Vertrag schließt, an dem ein Aufsichtsratsmitglied – nicht notwendig beherrschend – beteiligt ist; § 115 AktG entfaltet gegenüber einer solchen erweiternden Anwendung keine Sperrwirkung (Bestätigung von Senats-Urt. v. 03.07.2006 – II ZR 151/04, ZIP 2006, 1529).

b) Der von §§ 113, 114 AktG verfolgte Zweck, die unabhängige Wahrnehmung der organschaftlichen Überwachungstätigkeit eines Aufsichtsratsmitglieds zu gewährleisten, ist auch dann betroffen, wenn dem Aufsichtsratsmitglied mittelbar Zuwendungen über die Vergütung für den (Beratungs-)Vertrag zufließen und diese nicht – abstrakt betrachtet – geringfügig sind oder im Vergleich zu der Aufsichtsratsvergütung einen nur vernachlässigenswerten Umfang haben.

c) Grundlage für die Rückgewähr einer aufgrund eines gegen §§ 113, 114 AktG verstoßenden Beratungsvertrages zwischen der Aktiengesellschaft und einer Gesellschaft, der ein Aufsichtsratsmitglied angehört, gezahlten Vergütung ist auch im Verhältnis zu dem Beratungsunternehmen § 114 Abs. 2 AktG. 
	BGH, Urt. v. 20.11.2006 – II ZR 279/05

	Rechtsprechung
	Erstberatung

Abgrenzung von Unternehmer- und Verbraucherhandeln und zu einer Haustürsituation bei einem Rechtsgeschäft, das der Vorbereitung einer Existenzgründung dient 
	BGH, Urt. v. 15.11.2007 – III ZR 295/06

	Rechtsprechung
	Unzulässiges Erfolgshonorar für die Führung von Vergleichshandlungen

Leitsatz:

a) Lässt ein Rechtsanwalt, der mit der Führung von Vertragsverhandlungen beauftragt ist, für den Fall des Abschlusses eines Unternehmenskaufvertrages die Zahlung einer „Vergleichsgebühr“ versprechen, so stellt dies die Vereinbarung eines unzulässigen Erfolgshonorars dar.

b) Ist ein Teil einer Gebührenvereinbarung auf ein unzulässiges Erfolgshonorar gerichtet, so ist diese Vereinbarung insgesamt nichtig, wenn die dort bestimmte Fälligkeit aller Vergütungsteile den gleichen Erfolg voraussetzt.

c) Ein Verstoß des Anwalts gegen die Pflicht zur Vermeidung von Interessenkollisionen führt nicht zum Verlust solcher Honoraransprüche, die schon vor der Pflichtverletzung entstanden sind, es sei denn, die Beratungsleistungen sind für den Auftraggeber von Interesse.
	BGH, Urt. v. 23.04.2009 – IX ZR 167/07

	Rechtsprechung
	Kostenlose Erstberatung?

Leitsätze:

a) Mittel der Aufmerksamkeitswerbung sind einem Steuerberater in einem Werbeschreiben, das insgesamt sachlicher Unterrichtung über die berufliche Tätigkeit dient, nur dann verboten, wenn sie Gemeinwohlbelange beeinträchtigen.
b) Es überschreitet den berufsrechtlich zulässigen Rahmen sachbezogener Werbung und verstößt gegen § 4 Nr. 11 UWG i.V. mit § 57a StBerG, wenn in der Werbung eines Steuerberaters die Preiswürdigkeit und die fachliche Qualität der Leistung von Wettbewerbern in unlauterer Weise pauschal herabgesetzt werden.
	BGH, Urt. v. 29.07.2009 – I ZR 77/07

	Rechtsprechung
	Erfolgshonorar des Rechtsanwalts – Palmarium

Leitsätze:

1. Ein „Erfolgshonorar“ liegt nicht nur bei einer Vereinbarung vor, nach der der Rechtsanwalt einen Teil des erstrittenen Betrags als Honorar erhält (sog. quota litis), sondern auch und gerade bei einer Abrede, nach der der Anwalt ein Honorar nur bei Erfolg erhält (sog. Palmarium). 

2. Enthält die Vereinbarung eines Erfolgshonorars nicht die voraussichtliche gesetzliche Vergütung und gegebenenfalls die erfolgsunabhängige vertragliche Vergütung, zu der der Rechtsanwalt bereit wäre, den Auftrag zu übernehmen, und auch nicht die Angabe, welche Vergütung bei Eintritt welcher Bedingungen verdient sein soll, oder ist sie nur mündlich getroffen, so führt dies nicht zur Nichtigkeit des Anwaltsvertrags und belässt dem Rechtsanwalt grundsätzlich den Anspruch auf die gesetzliche Vergütung. 

3. Die gesetzliche Vergütung kann dem Rechtsanwalt nach Treu und Glauben dann zu versagen sein, wenn der Rechtsanwalt in seinem – regelmäßig rechtsunkundigen – Auftraggeber das Vertrauen begründet hat, eine Anwaltsvergütung nur im Erfolgsfall zahlen zu müssen; von maßgeblicher Bedeutung ist in diesem Zusammenhang, ob sich der Mandant auf eine entsprechende Honorarregelung eingelassen oder ob er in Kenntnis der nichtigen Vereinbarung des Erfolgshonorars, den Rechtsanwalt nicht beauftragt hätte. Leitsatz des Gerichts
	OLG Düsseldorf, Urt. v. 27.02.2012 – I 24 U 170/11

	Rechtsprechung
	Zulässigkeit des gewerblichen Inkasso anderer Steuerberater für einen Steuerberater

Leitsätze:

1. Aus § 64 Abs. 2 Satz 1 StBerG ergibt sich nicht, dass das gewerbliche Inkasso von Honorarforderungen anderer Steuerberater für einen Steuerberater erlaubnisfrei zulässig ist.

2. § 57 Abs. 4 Nr. 1 Halbsatz 2 StBerG enthält ein grundsätzliches Verbot einer gewerblichen Tätigkeit für Steuerberater. Eine Ausnahme kommt nur dann in Betracht, wenn die vom Gesetz vermutete abstrakte Gefahr der Verletzung von Berufspflichten im konkreten Fall widerlegt wird.
	BVerwG, Urt. v. 26.09.2012 – 8 C 26.11

	Rechtsprechung
	Keine Nichtigkeit einer fehlerhaften Erfolgshonorarvereinbarung zwischen Rechtsanwalt und Mandant

Eine Vergütungsvereinbarung zwischen Rechtsanwalt und Mandant, die gegen die Formvorschriften des § 3a Abs. 1 S.1 und 2 RVG oder die Voraussetzungen für den Abschluss einer Erfolgshonorarvereinbarung nach § 4a Abs. 1 und 2 RVG verstößt, ist wirksam; aus ihr kann die vereinbarte Vergütung bis zur Höhe der gesetzlichen Gebühr gefordert werden (Aufgabe der bisherigen Rechtsprechung).
	BFH, Urt. v. 05.06.2014 – IX ZR 137/12
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